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Kleine Anfrage zur schriftlichen Beantwortung  
gemäß § 46 Abs. 1 GO LT 

mit Antwort der Landesregierung 

Anfrage des Abgeordneten Peer Lilienthal (AfD) 

Antwort des Niedersächsischen Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Digitalisierung  
namens der Landesregierung  

Unfälle auf der Ortsumgehung Barsinghausen - wie positioniert sich die Landesregierung? 

Anfrage des Abgeordneten Peer Lilienthal (AfD), eingegangen am 03.02.2020 - Drs. 18/5789  
an die Staatskanzlei übersandt am 13.02.2020 

Antwort des Niedersächsischen Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Digitalisierung  
namens der Landesregierung vom 11.03.2020 

 

Vorbemerkung des Abgeordneten 

Auf der Ortsumgehung Barsinghausen (Calenberger Straße–Röntgenstraße–Kirchdorfer Rehr) ist 
es in den vergangenen Monaten zu einigen Verkehrsunfällen gekommen. Zuletzt ist am 15. Januar 
2020 eine Person bei einem Verkehrsunfall getötet worden. Auf weiten Teilen der Strecke besteht 
ein Überholverbot. Außerdem ist die zulässige Höchstgeschwindigkeit auf 70 km/h beschränkt. Im 
Abschnitt westlich des Kirchdorfer Kreisels besteht jedoch keine besondere Geschwindigkeitsbe-
grenzung. Auch ein Überholverbot besteht hier nicht. 

 

Vorbemerkung der Landesregierung 

Es besteht zwischen dem Bund und den Ländern darin Konsens, dass zu viele Verkehrszeichen 
angeordnet wurden und auch noch werden. Diese übermäßige Beschilderung führt zu einer allge-
meinen Überforderung der Verkehrsteilnehmerinnen und -teilnehmer und trägt mit zu Akzeptanz-
problemen bei der Beachtung von Verkehrsvorschriften bei. Zugleich wertet dies im Bewusstsein 
der Verkehrsteilnehmerinnen und -teilnehmer die grundlegenden allgemeinen Verkehrsregeln ab 
und mindert die Bereitschaft zu einer eigenverantwortlichen Beurteilung der Verkehrssituation und 
der sich daraus ergebenden Verhaltensweise. 

Nach den Regelungen der Straßenverkehrsordnung (StVO) können die Straßenverkehrsbehörden 
die Benutzung bestimmter Straßen oder Straßenstrecken aus sachlichen Gründen beschränken 
oder verbieten. Gemäß § 45 Abs. 9 StVO sind Verkehrszeichen und Verkehrseinrichtungen jedoch 
nur dort anzuordnen, wo dies aufgrund der besonderen Umstände zwingend geboten ist. Insbe-
sondere dürfen Beschränkungen und Verbote des fließenden Verkehrs nur angeordnet werden, 
wenn aufgrund der besonderen örtlichen Verhältnisse eine Gefahrenlage besteht, die das allge-
meine Risiko einer Beeinträchtigung der in der StVO genannten Rechtsgüter erheblich übersteigt.  

Ob die Voraussetzungen für Verkehrsbeschränkungen vorliegen, haben die jeweils zuständigen 
Straßenverkehrsbehörden grundsätzlich in eigener Zuständigkeit zu prüfen und letztlich, auf Basis 
der vor Ort gewonnenen Erkenntnisse, über die Anordnung von Beschränkungen des fließenden 
Verkehrs zu entscheiden.  

Die zulässige Höchstgeschwindigkeit außerhalb geschlossener Ortschaften ist vom Verordnungs-
geber der StVO bundeseinheitlich für Personenkraftwagen sowie für andere Kraftfahrzeuge bis zu 
3,5 t zul. Gesamtgewicht auf 100 km/h festgelegt worden. Es steht somit nicht im freien Ermessen 
der zuständigen Straßenverkehrsbehörde, eine andere Höchstgeschwindigkeit festzusetzen.  
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1. Seit wann besteht in dem Abschnitt westlich des Kirchdorfer Kreisels keine besondere 
Geschwindigkeitsbegrenzung mehr? 

Die Geschwindigkeitsbeschränkung wurde mit verkehrsbehördlicher Anordnung vom 06.05.2019 
aufgehoben und die Beschilderung durch den städtischen Baubetriebshof am 02.07.2019 entspre-
chend geändert. 

 

2. Seit wann besteht in dem Abschnitt westlich des Kirchdorfer Kreisels kein Überholver-
bot mehr? 

Seit dem Bau des Kirchdorfer Kreisels im Jahr 1993 war westlich davon kein Überholverbot mehr 
angeordnet. 

 

3. Wie hat sich die Unfallhäufigkeit auf der o. g. Umgehungsstraße seit 2015 entwickelt?  

Die Straßen Kirchdorfer Rehr, Röntgenstraße und Calenberger Straße bilden die Ortsumgehung 
der Stadt Barsinghausen. 

Die folgende Aufstellung zeigt die jeweilige Verkehrsunfallentwicklung seit 2015: 

– Kirchdorfer Rehr: Seit 2015 haben sich auf dieser Straße vier Verkehrsunfälle (davon drei 
Wildunfälle) ereignet. Dabei ist keine Person verletzt worden. 

– Röntgenstraße: Seit 2015 haben sich im gesamten Verlauf der Röntgenstraße 17 Verkehrsun-
fälle ereignet, dabei sind vier Personen leicht verletzt worden. Ein Großteil der Verkehrsunfälle 
(neun) wurde durch das Nichtbeachten der Vorfahrt an den Einmündungen Bunsenstraße und 
Reihekamp verursacht. 

Insgesamt verteilen sich die Verkehrsunfälle auf die Jahre wie folgt:  

Jahr 2015 2016 2017 2018 2019 2020 
Anzahl der Verkehrsunfälle 5 2 1 4 5 0 
dabei verletzte Personen ohne 2 x LV* ohne ohne 2 x LV - 

*LV = leicht verletzt 

– Calenberger Straße: Seit 2015 haben sich im kompletten Bereich der Calenberger Straße 25 
Verkehrsunfälle, davon zwölf Wildunfälle, ereignet. Dabei ist eine Person verstorben, drei Per-
sonen wurden schwer und acht leicht verletzt. 

Die Unfälle verteilen sich auf die Jahre wie folgt:  

Jahr 2015 2016 2017 2018 2019 2020 
Anzahl der Verkehrsunfälle 6 6 2 2 8 2 

dabei verletzte Personen ohne 1 x LV* 
1 x SV* ohne 1 x LV 

1 x SV 5x LV 
1 x LV 
1 x SV 
1 xVT* 

*LV= leicht verletzt / *SV = schwer verletzt / *VT = tödlich verletzt 

 

4. Welche Stelle hat die Aufhebung der Geschwindigkeitsbegrenzung und des Überhol-
verbots verfügt? Auf welcher Grundlage und wegen welcher Überlegungen sind Ge-
schwindigkeitsbegrenzung und Überholverbot aufgehoben worden? 

Die Stadt Barsinghausen hat als zuständige Verkehrsbehörde die Aufhebung angeordnet. Ein Gut-
achten der Firma SHP Ingenieure hat zu der Aufhebung der Geschwindigkeitsbeschränkung auf 
der Umgehungsstraße geführt. Es wurden keine sachlichen Gründe im Sinne der StVO gesehen, 
die weiterhin eine Beschränkung rechtfertigen konnten. 
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5. Wurde vor Aufhebung von Geschwindigkeitsbegrenzung und Überholverbot ein Gut-
achten eingeholt? Wenn ja, durch wen? Wenn ja, hat das Gutachten eine Empfehlung 
zur Aufhebung der Geschwindigkeitsbegrenzung abgegeben? Gibt es weitere Gutach-
ten, die sich mit der Geschwindigkeit auf dieser Strecke befassen? 

Es wird auf die Antwort zu Frage 4 verwiesen. 

 

6. Wurde die Polizei Barsinghausen vor Aufhebung der Geschwindigkeitsbegrenzung ge-
hört? Wenn ja, mit welchem Ergebnis und in welchem Rahmen? 

Dem Polizeikommissariat (PK) Barsinghausen wurde am 18.04.2019 durch eine E-Mail des Ersten 
Stadtrates der Stadt Barsinghausen an den Leiter des PK Barsinghausen der Entwurf einer ver-
kehrsbehördlichen Anordnung zur Geschwindigkeitsregelung auf der Entlastungsstraße mit der Bit-
te um Stellungnahme übersandt.  

Die Stellungnahme des PK Barsinghausen erging am 14.05.2019 per E-Mail an den Ersten Stadt-
rat. Der Leiter des PK Barsinghausen weist im Rahmen der Anhörung auf die „Unverhältnismäßig-
keit zwischen dem Zeitgewinn durch die höhere Geschwindigkeit und der Erhöhung des Gefähr-
dungspotenziales im Straßenverkehr“ hin.  

 

7. Wer entscheidet über Geschwindigkeitsbegrenzungen auf dieser Strecke? 

Es wird auf die Antwort zu Frage 4 sowie die Vorbemerkung verwiesen. 

 

 

(Verteilt am 16.03.2020) 


	Kleine Anfrage zur schriftlichen Beantwortung gemäß § 46 Abs. 1 GO LTmit Antwort der Landesregierung
	Anfrage des Abgeordneten Peer Lilienthal (AfD)
	Antwort des Niedersächsischen Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Digitalisierung namens der Landesregierung 
	Unfälle auf der Ortsumgehung Barsinghausen - wie positioniert sich die Landesregierung?

